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Das umfassende Friedensab-
kommen zwischen der Re-
gierung und den aufstän-

dischen Maoisten vom 8. November 
2006 bildete die Grundlage für alle 
weiteren Schritte. Hierin wurden zum 
einen rasch umzusetzende Ziele fest-
gelegt, wie die Integration und Reha-
bilitation der Volksbefreiungsarmee 
(PLA) der Maoisten sowie die Über-
wachung von PLA und staatlicher Ar-
mee (NA) durch die Vereinten Nati-
onen (United Nations Mission in Nepal, 
UNMIN). Es wurden aber auch län-
gerfristige Schritte inhaltlich und ter-
minlich umrissen: Übergangsverfas-
sung und Übergangsparlament unter 
Beteiligung der Maoisten (verwirk-

licht im Januar 2007), Einbeziehung 
der Maoisten in die Regierung (April 
2007), Wahlen zu einer verfassungge-
benden Versammlung (April 2008), 
Abschaffung der Monarchie (Mai 
2008), Schaffung eines säkularen und 
föderalen Staates.

Schon kurz nach dem Inkrafttre-
ten der Übergangsverfassung ließ die 
Kooperationsbereitschaft zwischen 
den politischen Parteien jedoch nach, 
das Misstrauen wuchs. Kanak Dixit 
schildert in einem parallelen Beitrag 
ausführlich, inwieweit die Maoisten 
für diese Entwicklung verantwortlich 
zeichneten. Aber das ist nur die eine 
Seite der Medaille. Wesentliche Vor-

gaben sowohl des umfassenden Frie-
densabkommens als auch der Über-
gangsverfassung werden heute eher 
von den übrigen großen Parteien, 
also Nepali Congress und CPN-UML, 
in Frage gestellt als von der UCPN-
Maoist, deren unwägbares Verhalten 
und Festhalten an einer gewissen Mi-
litanz damit aber nicht entschuldigt 
werden soll. Über Fragen der exeku-
tiven Machtausübung und der Umset-
zung nachrangiger Vereinbarungen 
haben die führenden Politiker inzwi-
schen offensichtlich völlig vergessen, 
was ihre Hauptaufgabe ist und warum 
im April 2008 Wahlen zu einer verfas-
sunggebenden Versammlung stattge-
funden haben.

PLA, Armee und Straffreiheit

Ein völlig überflüssiges Problem ist 
das Management der PLA und die da-
mit einhergehende Kontrolle dieses 
Prozesses durch UNMIN. Das um-
fassende Friedensabkommen vom 
November 2006 sprach weder davon, 
dass alle PLA-Kämpfer in die staatli-
che Armee integriert werden sollten 
(lange Zeit die Forderung der UCPN-
Maoist) noch war von einer zahlen-
mäßigen Begrenzung der betroffenen 
PLA-Kämpfer die Rede (bis heute 
massiv von der Armeeführung, dem 
Nepali Congress und zumindest dem 
konservativen Flügel der CPN-UML 
gefordert). Es geht bei der ursprüng-
lichen Vereinbarung wörtlich um In-
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Viereinhalb Jahre nach dem Beginn des Friedens- und Erneuerungsprozesses befindet 
sich Nepal einmal mehr in einer sehr schweren politischen Krise. Dabei hatte es zu-
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Alltagsszene während des maoistischen Generalstreiks.
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tegration und Rehabilitation und der 
Bezugspunkt können Armee, Polizei, 
staatliche Institutionen oder schlicht 
und einfach die Gesellschaft sein. 
Ohne diese Maßnahme ist ein dauer-
hafter Frieden nicht gewährleistet.

Ein weiterer Streitpunkt, der bereits 
im Frühjahr 2009 eskalierte, war die 
Frage nach der Einhaltung der Ver-
einbarungen seitens der staatlichen 
Armee. Als Hintergrund muss man 
wissen, dass die Stärke der Armee vor 
ihrer im November 2001 erfolgten 
Mobilisierung gegen die maoistischen 
Aufständischen erheblich geringer war 
als zu Beginn des Friedensprozesses 
im Jahre 2006; zu ihrer Unterstützung 
war außerdem noch eine bewaffnete 
Polizeitruppe geschaffen worden.

Im Friedensabkommen und in der 
Übergangsverfassung war festgelegt 
worden, dass PLA und staatliche Ar-
mee der Aufsicht durch UNMIN un-
terstellt werden sollten und bis zum 
Abschluss des Integrationsprozesses 
keine Neurekrutierungen vorgenom-
men werden sollten. Letzterer Aufla-
ge widersetzte sich die Armeeführung 
unter dem inzwischen im Ruhestand 
befindlichen COAS (Chief of the Army 
Staff ) Katawal im Frühjahr 2009. Zu 
jener Zeit lag die Leitung der Regie-
rung und auch das Verteidigungsmi-
nisterium in den Händen der CPN-
Maoist, die als klarer Sieger aus den 

Wahlen zur verfassunggebenden Ver-
sammlung hervorgegangen war. Die 
Regierung, insbesondere das Vertei-
digungsministerium, untersagten die 
von Katawal angestrebte Neurekrutie-
rung. Als letzterer diese Anordnung 
missachtete, wurde er von der Regie-
rung entlassen; Staatspräsident Yadav 
machte diese exekutive Maßnahme je-
doch wieder rückgängig. Eine Staats-
krise war perfekt: Die Regierung von 
Premierminister Pushpa Kamal Dahal 
trat zurück; eine Klage der CPN-Mao-
ist vor dem Obersten Gerichtshof ge-
gen das Einschreiten des Staatspräsi-
denten ist bis heute nicht entschieden.

In diesen Wochen ist das Thema 
erneut in die Schlagzeilen gerückt. 
Abermals hat die Armee mit Rekru-
tierungen begonnen, an denen sie 
die von CPN-UML und Nepali Con-
gress dominierte Regierung nicht ge-
hindert hat. Doch die Armeeführung 
geht heute noch weiter. Sie fordert, 
UNMIN solle in Zukunft nur noch 
die PLA in ihren Lagern überwachen, 
nicht aber die staatliche Armee, wie es 
Friedensabkommen und Übergangs-
verfassung vorsehen. Darüber hinaus 
macht die Armee klar, dass sie am 
liebsten eine völlige Einstellung der 
Arbeit von UNMIN sähe. Hierin fin-
det sie Unterstützung sowohl durch 
den Nepali Congress als auch durch den 
konservativen Flügel der CPN-UML, 

dem auch die Verteidigungsministe-
rin Bidya Bhandari zuzuordnen ist. 
Die Einstellung der Arbeit von UN-
MIN ohne den Abschluss der Inte-
gration der PLA-Kämpfer aber würde 
den ganzen Friedensprozess auf das 
Höchste gefährden.

Als ein weiterer Punkt ist in diesem 
Zusammenhang die Fortdauer der 
Straffreiheit zu erwähnen. In der Zeit 
des maoistischen Aufstands und des 
königlichen Putsches sind zahlreiche 
Kapitalverbrechen begangen worden, 
um deren Aufklärung sich bis heu-
te niemand wirklich kümmert. Selbst 
in Fällen, in denen tatsächlich einmal 
Schuldige ermittelt werden, können 
diese sicher sein, dass sie von oben ge-
deckt werden, sei es durch die Füh-
rung der CPN-Maoist, sei es durch 
die Armeeführung und die ihr wohl 
gesonnenen Politiker von Nepali Con-
gress und CPN-UML. Die Rechtsver-
letzungen waren nach der im Novem-
ber 2001 erfolgten Mobilisierung der 
Armee auf beiden Seiten völlig eska-
liert. Allein mehr als 1000 von der Ar-
mee damals verhaftete Personen sind 
bis heute spurlos verschwunden. Dies-
bezügliche Zahlen, die in den maois-
tischen Verantwortungsbereich fal-
len, mögen geringer sein, sie sind aber 
nicht eher zu entschuldigen. Die Auf-
klärung dieser Fälle ist ebenso wichtig 
für den Erfolg des Friedensprozesses 
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Sicherheitskräfte im Einsatz.

Heiliger Mann - gedankenversunken.

Th
om

as
 D

öh
ne



Südasien 3/2010  |  15

Nepal

wie die Integration und Rehabilitation 
der PLA.

Demokratie und Legitimation

Alle politischen Parteien Nepals ha-
ben große Probleme mit der Verwirk-
lichung parteiinterner demokratischer 
Strukturen und der Einbeziehung al-
ler Gesellschaftsgruppen des Landes. 
Parteien wie Nepali Congress und CPN-
UML, deren Wurzeln bis in die späten 
1940er Jahre zurückreichen, behaup-
ten gerne von sich, die einzigen wah-
ren demokratischen Parteien zu sein. 
Aber Demokratie bedeutet „Herr-
schaft des Volkes“, d.h. wer ein po-
litisches  Amt bekleidet, sollte vom 
Volk durch Wahlen für diese Aufga-
be bestimmt worden sein. In entspre-
chender Weise sollten parteiintern alle 
Parteifunktionäre von der Parteibasis 
gewählt werden. Die bei allen nepa-
lischen Parteien weit verbreitete Poli-
tik der Nominierung durch die ober-
ste Parteiebene passt nicht zu einer 
Demokratie. Schließlich sollten zu-
mindest die Parteien, die sich als na-
tionale Parteien sehen, für alle Gesell-
schaftsgruppen offen sein; sie sollten 
nicht von bestimmten Gruppen der 
Gesellschaft oder gar Familien do-
miniert werden. Schließlich sollte das 
Parteiprogramm die Interessen und 
Forderungen möglichst aller Gruppen 
des multiethnischen und multikultu-
rellen Staates Nepal einbeziehen.

Die Realität sieht bekanntlich an-
ders aus. Die Führung der größeren 
Parteien liegt seit über 60 Jahren in 
den Händen von männlichen Mitglie-
dern bestimmter Familien aus dem 
Kreis der Bahun- und Chhetri-Ka-
sten. Angehörige anderer Gruppen 
und Frauen sind nach wie vor Ausnah-
men. Was dies in der Praxis bedeutet, 
mag am Beispiel des Nepali Congress er-
läutert werden. Seit ihrer Gründung 
wird diese Partei von Angehörigen 
einer Brahmanen-Familie dominiert, 
nämlich der erweiterten Koirala-Fa-
milie. Nach dem Tod ihres charisma-
tischen Führers B.P. Koirala im Jahre 
1982 mag die Führung für einige Jah-

re vakant gewesen sein, aber politische 
Parteien waren unter dem königlichen 
Panchayat-System ohnehin verboten. 
Als 1990 die politische Macht zurück 
in die Hände der Parteien wanderte, 
ging der Stern seines Halbbruders Gri-
ja Prasad Koirala auf. Dieser war zwei-
felsohne einer der herausragenden Po-
litiker nach 1990, aber er hätte Partei 
und Vaterland besser gedient, wenn er 
sich mehr um eine Demokratisierung 
von Staat und Partei bemüht hätte. 
Statt dessen versuchte er bis zu seinem 
Tod im März 2010, alles unter seiner 
direkten Kontrolle zu halten und ver-
gab wichtige Machtpositionen vorran-
gig an Mitglieder seiner erweiterten 
Familie oder deren Klientel. Ein paar 
Beispiele: Noch als seine Gesundheit 
sich stark verschlechterte, versuchte er 
seine Tochter und andere Verwandte 
in wichtige Staats- und Parteiämter zu 
hieven. 30 der 240 Direktkandidaten 
des NC bei den Wahlen zur verfas-
sunggebenden Versammlung im April 
2008 gehörten der erweiterten Koi-
rala-Familie an. Nur zwei von ihnen 
wurden gewählt, was verdeutlicht, was 
der durchaus politisch bewusste Wäh-
ler von dieser Vetternwirtschaft hielt. 
Zu den vom Volk abgelehnten Politi-
kern der Koirala-Familie gehörten u.a. 
Girijas Tochter Sujata und sein Neffe 
Sushil Koirala; dennoch streben bei-

de auf dem anstehenden Parteikon-
vent des Nepali Congress führende Par-
teiämter an.

Aber auch andere Parteien lassen 
das nötige Verständnis für Demo-
kratie und Legitimation vermissen. 
Das Ergebnis der Wahlen zur verfas-
sunggebenden Versammlung hat be-
wiesen, dass die Menschen in Nepal 
über ein großes politisches Bewusst-
sein verfügen. Sie erkannten, welche 
Parteien und Politiker vorrangig für 
das Scheitern des politischen Systems 
von 1990 verantwortlich waren. Diese 
wurden von den Wählern in großem 
Maße abgelehnt. Betroffen waren in 
erster Linie Politiker von Nepali Con-
gress and CPN-UML. Dennoch hatte 
die Ablehnung durch die Wähler kei-
ne Auswirkung auf die Einflussnah-
me der betroffenen Politiker und Par-
teien. Obgleich sie von den Wählern 
abgelehnt worden waren, wurden sie 
auch nach den Wahlen Premiermini-
ster, stellvertretende Premierminister, 
Minister usw.; nur wenige der der-
zeit noch im Amt befindlichen Mit-
glieder des Ministerrats sind tatsäch-
lich vom Volk gewählt worden. Ferner 
entscheiden all diese abgelehnten Po-
litiker bis heute über die Politik ih-
rer Parteien und geben den gewählten 
Abgeordneten in der auch als Parla-

Das Machtzentrum Kathmandu wächst und wuchert.
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ment dienenden verfassunggebenden 
Versammlung vor, wie sie sich bei Ab-
stimmungen zu verhalten haben. Hier-
durch wird die durch das Wahlsystem 
angestrebte und auch einigermaßen er-
reichte Inklusivität der Versammlung, 
d.h. eine möglichst angemessene Be-
teiligung aller Bevölkerungsgruppen 
und der Frauen, ad absurdum geführt. 
Dies ist nicht Demokratie, sondern 
unveränderte Oligarchie. Führenden 
Repräsentanten des Staates fehlt die 
Legitimation durch das Volk.

Auch die CPN-Maoist ist nicht wirk-
lich inklusiv; insbesondere wird auch 
ihre Führungsebene von Angehöri-
gen sogenannter hoher Hindukasten 
des Berglands dominiert. Im Gegen-
satz zu den Führern der anderen Par-
teien, sind die meisten maoistischen 
Führer aber vom Wähler zu ihrer 
Führungsaufgabe legitimiert. Ohne 
ihre aktive Beteiligung hat daher der 
Erneuerungsprozess des Landes kei-
ne Zukunft. Die Stellungnahmen und 
das Verhalten der maoistischen Füh-
rer mögen oft irritierend sein, aber die 
lapidaren und ständig wiederholten 
Beschuldigungen der nicht gewähl-
ten Führer der anderen Parteien, die 
Maoisten seien allein für die Stagnati-
on des Friedensprozesses und der Ver-
fassungsschaffung verantwortlich, ist 
so nicht zutreffend. Im Gegenteil ha-
ben letztere seit Beginn des Friedens-
prozesses schon häufig Konzessionen 

gemacht, die im Gegensatz zu ihren 
ursprünglichen Forderungen und ih-
rem politischen Parteiprogramm stan-
den. An ähnliche Zugeständnisse der 
beiden anderen großen Parteien kann 
ich mich nicht erinnern. Die konser-
vativen Politiker aus Nepali Congress 
und CPN-UML müssen sich bewusst 
werden, dass das Verlangen nach wei-
terem Abweichen von den Zielen der 
maoistischen Partei zu einer Spaltung 
der CPN-Maoist führen kann, was 
wiederum den Friedensprozess auf 
das Höchste gefährden würde. Dies 
wäre definitiv nicht im Interesse der 
benachteiligten und weiterhin nicht 
an den Entscheidungsprozessen betei-
ligten, wenngleich noch friedfertigen 
Massen benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen. Die Ziele der maoistischen 
Politik waren Bestandteil ihres Wahl-
programms; dafür wurde die Partei 
von den Wählern mit einer deutlichen 
relativen Mehrheit der Stimmen be-
dacht.

Restaurationsbestrebungen 
der Exmonarchie

Das von den Führern der großen 
Parteien zu verantwortende Chaos 
versucht noch eine weitere Interessen-
gruppe für sich auszunutzen, nämlich 
der erzkonservative Flügel der Monar-
chisten und Hindufundamentalisten. 
Seit Wochen häufen sich die öffent-
lichen Auftritte führender Mitglieder 

der abgesetzten Königsfamilie. Ex-
könig Gyanendra und sein Sohn Pa-
ras haben angesichts der großen Krise 
wiederholt eine Wiederbelebung der 
Monarchie gefordert. Dabei denken 
sie an eine wesentlich größere Macht-
funktion als beispielsweise Noch-Pre-
mierminister Madhav Kumar Nepal 
(CPN-UML), der erst vor wenigen Ta-
gen eine kulturelle Rolle der Monar-
chie ins Gespräch brachte. Unterstützt 
wird die Exmonarchie von ihrem par-
lamentarischen Sprachrohr, der Rastri-
ya Prajatantra Party (Nepal) und deren 
Führer Kamal Thapa, der sich wieder-
holt mit hindufundamentalistischen 
Führern in Nepal und Indien getrof-
fen hat. Kamal Thapa versucht, alles 
wieder rückgängig zu machen, was 
bisher erreicht wurde. So plädiert er 
für die Wiedereinsetzung der Monar-
chie und die Abschaffung der Repu-
blik, eine Rückkehr zum Hindustaat, 
eine Verwerfung der Föderalismus-
gedankens, die Auflösung der ver-
fassunggebenden Versammlung und 
Neuwahlen. Die Partei Kamal Tha-
pas ist dank des proportionalen Wahl-
systems mit vier Abgeordneten in der 
601 Mitglieder umfassenden verfas-
sunggebenden Versammlung vertre-
ten, jenen vier Abgeordneten, die am 
28. Mai 2008 als einzige gegen die Ab-
schaffung der Monarchie stimmten.
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Studentenproteste in Kathmandu.


